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verhängte als auch für regressierte Bußgelder – beschränken
sich andere lediglich auf den Ausschluss der unmittelbaren
persönlichen Buße.45 Sollte sich der Regress als rechtlich zu-
lässig erweisen, könnte dies eine Anpassung der Versiche-
rungsbedingungen nach sich ziehen, um ein gesteigertes Ri-
siko für Versicherer abzuwenden.

Die bevorstehenden Entscheidungen des EuGH und BGH
könnten damit nicht nur die Haftungsdynamik innerhalb von
Unternehmen grundlegend verändern, sondern auch weitrei-
chende Implikationen für die D&O-Versicherungsbranche
haben. In diesem komplexen Spannungsfeld von Haftung
und Versicherungsschutz wird eine höchstrichterliche Klä-
rung dringend erwartet, um sowohl für Unternehmen und
Organmitglieder als auch Versicherer klare rechtliche Rah-
menbedingungen zu schaffen.
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Rechtsanwalt und Counsel der Sozietät Fresh-
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Katrin Drodofsky, LL.M., und Prof. Dr. Oliver Haag

Umsetzung von ESG-Sorgfaltspflichten
im internationalen Konzern – Teil II:
Implementierungsmaßnahmen

Nachdem im 1. Teil des Beitrags Anwendung, Reich-
weite und Umsetzung von ESG-Sorgfaltspflichten
im internationalen Konzernverbund dargestellt wur-

den, widmet sich der nachfolgende 2. Teil des Bei-
trags den Implementierungsmaßnahmen der be-
stehenden Aufgaben und Pflichten.

45 Für einen Überblick Lange, D&O-Versicherung und Managerhaftung,
2. Aufl. 2022, § 11 Rn. 168; Armbrüster/Schilbach, r+s 2016, 109,
112 f.
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I. Ausgangspunkt

Wenn feststeht, welche Gesellschaften Sorgfaltspflichten zu
erfüllen haben, müssen nun Maßnahmen aus den ESG-
Rechtsvorschriften abgeleitet und im Konzern umgesetzt
werden.1 Im Mittelpunkt stehen beim LkSG und der CSDDD
die Pflicht, menschenrechtliche und umweltbezogene Risi-
ken zu identifizieren und zu vermeiden, also das Risikoma-
nagement.2 Für eine erfolgreiche Umsetzung im Konzern ist
eine Ausweitung und ganzheitliche Anpassung der bereits
bestehenden Prozesse und Managementsysteme um ESG-
Aspekte notwendig.3 Denn ESG betrifft alle Teile eines Un-
ternehmens und sollte nicht als Nebenthema gesehen wer-
den.4 Zudem dürfen auch verschiedene ESG-Regularien
nicht getrennt voneinander betrachtet werden. Die in den
verpflichteten Unternehmen bereits umgesetzten Prozesse
und Maßnahmen des LkSG, können als Ausgangspunkt für
die CSDDD-Umsetzung herangezogen werden. Zudem dür-
fen weitere ESG-Regularien wie die CSRD nicht außer Be-
tracht gelassen werden. Diese ganzheitliche Betrachtung gilt
auch für weitere ESG-Regularien, welche nicht im Fokus
dieses Aufsatzes stehen. Zu Berücksichtigen sind vor allem
die aktuellen Entwicklungen zum Vereinfachungspaket
„Omnibus I“, welches am 26. 2. 2025 von der EU-Kommis-
sion vorgelegt wurde.5 Darin ist zum einen eine Richtlinie
zur Verschiebung der Anwendung der Berichts- und Sorg-
faltspflichten enthalten. Diese wurde bereits vom EU-Parla-
ment gebilligt und benötigt nur noch die Zustimmung des
EU-Rates.6 Dadurch verschiebt sich die Anwendung der
Sorgfaltspflichten für Unternehmen der ersten Welle um
ein Jahr auf 2028. Auch die Anwendung der Richtlinie zur
Nachhaltigkeitsberichterstattung verzögert sich für eine
zweite und dritte Gruppe von Unternehmen. Zudem ist eine
weitere Richtlinie in dem Paket enthalten, welche Inhalt und
Umfang der Nachhaltigkeitsberichterstattung und der Sorg-
faltspflichten ändern soll.7 Die zweite Richtlinie wurde noch
nicht gebilligt und liegt derzeit im Rechtsausschuss des EU-
Parlaments. Inhaltliche Änderungen können sich auf Imple-
mentierungsmaßnahmen von Unternehmen auswirken.

Um alle relevanten Handlungsfelder im Unternehmen zu be-
trachten, in denen Maßnahmen für die Erfüllung der gesetz-
lichen ESG-Anforderungen erforderlich sind, kann das 7-S-
Modell nach McKinsey herangezogen werden (siehe Abbil-
dung 3).8 Dabei werden vor allem die harten Faktoren Strate-
gie, Struktur und Systeme detailliert betrachtet. Aber auch
die weichen Faktoren (Gemeinsame Werte, Fähigkeiten,
Mitarbeiter und Führungsstil) sind zur Unterstützung der
harten Faktoren zu identifizieren.9 Im LkSG sind in Art. 3
Abs. 1 neun Sorgfaltspflichten verankert, während aus
Art. 5 Abs. 1 der CSDDD 10 Sorgfaltspflichten hervorge-
hen. Zudem enthält die CSDDD in Art. 22 eine weitere
Pflicht, welche einen Plan zur Minderung des Klimawandels
vorsieht. Die Sorgfaltspflichten wurden den entsprechenden
Faktoren des Modells zugeordnet. Dabei sollen die Sorg-
faltspflichten nicht isoliert betrachtet werden, denn sie sind
aufeinander abgestimmt und wirken zusammen.10 So sind
bspw. die Ergebnisse der Risikoanalyse (Faktor Struktur)
von Bedeutung für die übergeordnete Strategie oder für die
zu ergreifenden Maßnahmen.

II. Strategie

Das Handlungsfeld Strategie wird durch die Pflicht zur Auf-
stellung einer Grundsatzerklärung über die Menschen-
rechtsstrategie nach § 6 Abs. 2 LkSG adressiert. Dabei kann

entweder eine bereits bestehende allgemeine Strategie um
die erforderlichen Punkte ergänzt werden oder es wird eine
separate Strategie für die Belange des LkSG entwickelt,
welche zur Vermeidung von Widersprüchen im Einklang
mit der allgemeinen Strategie und den organisatorischen Re-
gelungen steht.11

In der Menschenrechtsstrategie nach § 6 Abs. 2 LkSG geht es
darum, darzulegen, was das Unternehmen unternimmt, um
menschenrechtsbezogene und umweltbezogene Pflichten zu
erfüllen, und dass es Faktoren antizipiert, welche es daran hin-
dern könnten, diese Pflichten zu erfüllen.12 Mit der Strategie
wird auch die Selbstverpflichtung des Unternehmens gegen-
über Dritten bekräftigt.13 Sie zählt als eine Präventionsmaß-
nahme und ist systematisch erst nach der Risikoanalyse abzu-
geben, da die Ergebnisse der Risikoanalyse Auswirkungen
auf die Formulierung der Strategie haben.14 Trotzdem ist es
möglich, schonvorDurchführungderRisikoanalysedieMen-
schenrechtsstrategie, soweit es geht, zu formulieren und spä-
ter zu aktualisieren, denn die Strategie muss unverzüglich
nach derFeststellung eines Risikos etabliert werdenundderen
Formulierung wird erwartungsgemäß einige Zeit in Anspruch
nehmen.15 Zudem bauen alle weiteren Präventionsmaßnah-
menaufderGrundsatzerklärungauf.16

Die Menschenrechtsstrategie muss drei Elemente enthalten:
(1) Die Beschreibung des Verfahrens, wie das Unternehmen
seinen Sorgfaltspflichten nachkommt (§ 6 Abs. 2 Nr. 1
LkSG): Dazu müssen das Konzept des Risikomanagements
und mindestens die „wesentlichen Maßnahmen“ zur Erfül-
lung der Sorgfaltspflichten enthalten sein.17 (2) Die inner-
halb der Risikoanalyse festgestellten prioritären Risiken
(§ 6 Abs. 2 Nr. 2 LkSG): Somit müssen die Resultate der Ri-
sikoanalyse wiedergegeben werden.18 (3) Zudem sind die Er-
wartungen, die das Unternehmen im Hinblick auf die Minde-
rung und Abkehr der priorisierten Risiken an seine Beschäf-
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1 Henning/Volckens, in: KPMG, White Paper #1 Ökologischer Imperativ
und ökonomische Rationalität. ESG in der deutschen Immobilienbran-
che, 2022, S. 18 f.

2 § 3 Abs. 1 S. 1 LkSG; Art. 1 Abs. 1 lit. a CSDDD
3 Stave/Velte, DB 2021, 1791, 1799.
4 Butzer-Strothmann/Ahlers, in: Butzer-Strothmann/Ahlers, Integrierte

nachhaltige Unternehmensführung, 2020, S. 4 f.
5 Europäische Kommission, Brüssel, 26. 2. 2025 COM(2025) 80 final, ab-

rufbar unter: https://commission.europa.eu/document/download/0affa
9a8-2ac5-46a9-98f8-19205bf61eb5_en?filename=COM_2025_80_EN.
pdf&prefLang=de.

6 Europäisches Parlament, Nachhaltigkeit- und Sorgfaltspflichten: An-
wendung neuer Regeln wird verschoben, 3. 4. 2025, abrufbar unter:
https: //www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20250331IPR275
57/nachhaltigkeit-und-sorgfaltspflichten-anwendung-neuer-regeln-
wird-verschoben.

7 Europäische Kommission, Brüssel, 26. 2. 2025 COM(2025) 81 final, ab-
rufbar unter: https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri
=CELEX:52025PC0081&qid=1743432414274.

8 Supernok-Kolbe, in: Fischer/Amort, Nachhaltigkeit und Recht, 2023,
S. 75–107, Rn. 12 f.

9 Supernok-Kolbe, in: Fischer/Amort, Nachhaltigkeit und Recht, 2023,
S. 75–107, Rn. 25 f.

10 BAFA Handreichung Risikoanalyse LkSG (2023), S. 4; BAFA – Über-
blick – Risiken ermitteln, gewichten und priorisieren

11 Supernok-Kolbe, in: Fischer/Amort, Nachhaltigkeit und Recht, 2023,
S. 75–107, Rn. 16.

12 Wagner/Wagner, in: Wagner/Ruttloff/Wagner, Das LkSG in der Unter-
nehmenspraxis, 2022, § 4 Rn. 593.

13 BT-Drucks. 19/28649, S. 46.
14 Wagner/Wagner, in: Wagner/Ruttloff/Wagner, Das LkSG in der Unter-

nehmenspraxis, 2022, § 4 Rn. 588.
15 Wagner/Wagner, in: Wagner/Ruttloff/Wagner, Das LkSG in der Unter-

nehmenspraxis, 2022, § 4 Rn. 589; BT-Drucks. 19/28649, S. 46.
16 BT-Drucks. 19/28649, S. 45.
17 BT-Drucks. 19/28649, S. 46.
18 Wagner/Wagner, in: Wagner/Ruttloff/Wagner, Das LkSG in der Unter-

nehmenspraxis, 2022, § 4 Rn. 598.
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tigten und die Zulieferer in der Lieferkette hat, zu beschreiben
(§ 6 Abs. 2 Nr. 3 LkSG).19 Die Erwartungen sollen die Grund-
lage für Verhaltensrichtlinien und -kodizes darstellen und
„klare Vorgaben zur Prävention, Minimierung oder Abhilfe
von Risiken“20 enthalten. Zudem ist eine Orientierung an den
Übereinkommen, die in der Anlage 1–13 des LkSG genannt
werden, wünschenswert. Die Grundsatzerklärung muss nach
§ 6 Abs. 2 LkSG durch die Unternehmensleitung abgegeben
und öffentlich kommuniziert werden. Zudem muss sie inner-
halbdesLkSG-Berichts enthalten sein.

Nach Art. 7 Abs. 1 CSDDD müssen Unternehmen die Sorg-
faltspflicht in alle einschlägigen Bereiche ihrer Unterneh-
menspolitik sowie Risikomanagementsysteme einbeziehen
und über eine Strategie verfügen, mit der eine risikobasierte
Sorgfaltspflicht sichergestellt wird. Die Strategie zur Erfül-
lung der Sorgfaltspflichten umfasst drei Elemente, welche
teilweise über die Vorgaben des LkSG hinausgehen:22 (1)
Zum einen ist eine Beschreibung des Ansatzes zur Verfolgung
derSorgfaltspflichtenaufzunehmen,welcheauch langfristige
Aspekte adressiert. (2) Weiterer Teil der Strategie ist ein Ver-
haltenskodex, mit Regeln und Grundsätzen für das Unterneh-
men, seine Tochterunternehmen und seine Geschäftspartner.
(3) Zudem ist eine Beschreibung des Verfahrens aufzuneh-
men,wiedieSorgfaltspflichten inalleeinschlägigenBereiche
der Unternehmenspolitik einbezogen werden, wozu auch eine
Beschreibung der Maßnahmen zur Überprüfung der Einhal-
tung des Verhaltenskodex und dessen Ausweitung auf Ge-

schäftsbeziehungen gehört. Zudem fordert die CSDDD, dass
die Strategie in Absprache mit den Beschäftigten des Unter-
nehmens und ihren Vertreternausgearbeitetwurde.

Nach beiden Gesetzen muss die Strategie jährlich oder, so-
bald sich Änderungen in der Risikolage ergeben, aktualisiert
werden.23 Da auch andere Punkte in der Grundsatzerklärung
nach dem LkSG dargestellt werden können, macht es Sinn,
sich schon frühzeitig mit den Vorgaben der CSDDD zu be-
fassen und diese ggf. in die bestehende Grundsatzerklärung
aufzunehmen.24

Nach Art. 22 Abs. 1 CSDDD ist ein Plan zur Minderung der
Folgen des Klimawandels aufzustellen und umzusetzen.
Durch den Plan soll sichergestellt werden, dass Unterneh-
men alles in ihrer Macht Stehende tun, um ihr Geschäftsmo-
dell und ihre Strategie mit dem Pariser Klimaübereinkom-
men und dem Europäischen Klimagesetz in Einklang zu
bringen. In dem Plan sollen Unternehmen ihre Klimazwi-
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Abb.: 7-S-Modell und gesetzliche Pflichten21

19 BT-Drucks. 19/28649, S. 46.
20 BT-Drucks. 19/28649, S. 46.
21 Eigene Darstellung in Anlehnung an McKinsey & Company, 2008,

https://www.mckinsey.com/capabilities/strategy-and-corporate-finan
ce/our-insights/enduring-ideas-the-7–s-framework und Supernok-Kol-
be, in: Fischer/Amort, Nachhaltigkeit und Recht, 2023, S. 75–107,
Rn. 12 f.

22 Art. 7 Abs. 2 CSDDD.
23 § 6 Abs. 5 LkSG bzw. Art. 7 Abs. 3 CSDDD.
24 Wagner/Wagner, in: Wagner/Ruttloff/Wagner, Das LkSG in der Unter-

nehmenspraxis, 2022, § 4 Rn. 601.
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schenziele und das Ziel der Klimaneutralität bis 2050, sowie
gegebenenfalls Beteiligungen des Unternehmens an Tätig-
keiten in Verbindung mit Kohle, Öl und Gas angeben. Der
Plan zur Minderung der Folgen des Klimawandels muss be-
stimmte Mindestinhalte aufweisen.25 Dazu gehören Zielvor-
gaben im Zusammenhang mit dem Klimawandel für das
Jahr 2030 und in Fünfjahresschritten bis 2050, sowie abso-
lute Zielvorgaben für die Verringerung von Treibhausgas-
emissionen.26 Außerdem ist eine Beschreibung der ermittel-
ten Dekarbonisierungsfaktoren und der geplanten wichtigs-
ten Maßnahmen zur Erreichung der Ziele aufzunehmen.27

Des Weiteren sind eine Erläuterung und Quantifizierung der
Investitionen und Finanzmittel zur Unterstützung der Um-
setzung des Planes aufzunehmen.28 Zuletzt soll der Plan eine
Beschreibung der Rolle und Bedeutung der Verwaltungs-,
Leitungs- und Aufsichtsorgane in diesem Zusammenhang
enthalten.29 Die Pflicht zur Aufstellung eines Planes zur
Minderung der Folgen des Klimawandels kann über den
CSRD-Bericht erfüllt werden, wenn das Unternehmen oder
dessen Muttergesellschaft bereits im Rahmen der CSRD die
Mindestinhalte des beschriebenen Plans dargestellt hat.30

Im Richtlinien-Vorschlag der EU-Kommission im Rahmen
des Omnibus-Vereinfachungspaket entfällt die Pflicht zur
tatsächlichen Umsetzung des Plans, die Aufstellung und An-
nahme des Plans ist weiterhin verpflichtend.31

III. Struktur

Im Handlungsfeld Struktur wird die Aufbauorganisation des
Risikomanagements thematisiert, indem die Verantwortlich-
keiten, Dokumentationspflichten und interne Berichtswege
sowie die Überwachung der Maßnahmen betrachtet wer-
den.32 Darüber hinaus sollten ESG-Pflichten in die gesamte
Konzernorganisation integriert werden.33

1. Verantwortlichkeiten und Berichtswege

Um ESG-Anforderungen umzusetzen, sind klar definierte
Verantwortlichkeiten in der Aufbauorganisation notwen-
dig.34 Teilweise werden die Verantwortlichkeiten vom Gesetz
vorgegeben. Es sollte aber auch neben den gesetzlichen Vor-
gaben geklärt werden, welchen Personen die Verantwortung
zur Erfüllung der Pflichten übertragen wird. Denn es besteht
in der Literatur und Praxis Einigkeit darüber, dass nur durch
eine klare Zuweisung von Verantwortlichkeiten und Zustän-
digkeiten sichergestellt werden kann, dass entsprechende
Maßnahmen zur Pflichterfüllung auch tatsächlich umgesetzt
werden.35 Zudem sollten in der Organisation des Risikoma-
nagements die Unterscheidung der sog. „Three Lines of De-
fense“ berücksichtigt werden, um eine starke Governance
aufzubauen.36 So ist die erste Linie für die Identifizierung,
Bewertung und Minderung von Risiken zuständig, während
die zweite Linie als Unterstützung dient und die erste Linie
überwacht.

Das LkSG fordert gemäß § 4 Abs. 3 LkSG eine „betriebsin-
terne Zuständigkeit“, welche für die Überwachung des Risi-
komanagements zuständig ist.37 Die Benennung eines Men-
schenrechtsbeauftragten wird als Beispiel genannt, stellt
aber lediglich eine Empfehlung innerhalb des LkSG dar.38 Es
sei auch möglich, dass mehrere Personen diese Aufgabe
wahrnehmen. Somit besteht keine Pflicht, einen Menschen-
rechtsbeauftragten zu benennen, sondern lediglich eine
Pflicht dafür, Sorge zu tragen, dass der Überwachung und da-
mit der Wirksamkeit des Risikomanagements nachgekom-

men wird.39 Trotzdem ist es in der Praxis sinnvoll, der gesetz-
lichen Empfehlung des LkSG zur Ernennung eines Men-
schenrechtsbeauftragten nachzukommen, da die Wirksam-
keit dieser Funktion wohl weniger hinterfragt wird, als wenn
das Unternehmen die betriebsinterne Zuständigkeit anders
festlegt, was ganz im Sinne eines „comply-or-explain“-An-
satzes zu verstehen ist.40 Aus Konzernsicht ist ebenso frag-
lich, ob eine konzernweite zentrale Zuständigkeit bspw. in
der Obergesellschaft ausreichend ist, um dieser Empfehlung
nachzukommen, oder ob eine dezentrale Ausgestaltung die-
ser Funktion in den einzelnen Gesellschaften erforderlich
ist.41 Da die „Angemessenheit“ bei der Erfüllung der Sorg-
faltspflichten im Fokus steht, kann dies wohl je nach Unter-
nehmensstruktur unterschiedlich begründet werden, solange
die Wirksamkeit und Effektivität der Funktion gewährleistet
wird. Gerade in großen Konzernen ist es jedoch sinnvoll, so-
wohl in der Obergesellschaft als auch in den Konzerngesell-
schaften an den wesentlichen Funktionen eine Zuständigkeit
festzulegen und entsprechende Berichtswege zu verankern,
um „Synergien sowie einheitliche Standards“42 konzernweit
zu gewährleisten. Der Gesetzesentwurf empfiehlt die Veran-
kerung des Menschenrechtsbeauftragten unmittelbar unter
der Geschäftsleitung.43 Zudem muss die Funktion des Men-
schenrechtsbeauftragten auch sicherstellen, dass Ergebnisse
der Risikoanalyse an die jeweiligen Entscheidungsträger
kommuniziert werden, da diese ggf. unmittelbar Maßnah-
men ergreifen müssen (§ 5 Abs. 3 LkSG), was für die Veror-
tung der Zuständigkeit direkt unter der Geschäftsleitung
spricht. Die fachliche Anbindung der Zuständigkeit wird
vom Gesetz offengelassen. So steht es dem Unternehmen of-
fen, ob die Zuständigkeit zum Vorstand, zur Compliance-
Abteilung, zum Einkauf oder zu einer anderen Abteilung ge-
hört.44 Wichtig ist nur, dass ein Einblick in das Risikoma-
nagement auch in Bezug auf die Lieferkette gegeben ist und
somit alle risikorelevanten Bereiche erreicht werden.45 Für
die Wirksamkeit des Risikomanagements ist „ein Berichts-
bzw. Anhörungsrecht des Menschenrechtsbeauftragten“46

notwendig. Der Menschenrechtsbeauftragte unterliegt wei-
terhin der Überwachung und der Beaufsichtigung durch die
Geschäftsleitung. Aus dieser Ausführung ergibt sich, dass
dem Menschenrechtsbeauftragen die „Funktion eines Binde-
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31 Europäische Kommission, Brüssel, 26. 2. 2025 COM(2025) 81 final

S. 49, Tz. 10.
32 Supernok-Kolbe, in: Fischer/Amort, Nachhaltigkeit und Recht, 2023,

S. 75–107, Rn. 25 f.
33 Ott/Lüneborg/Schmelzeisen, DB 2022, 238, 238.
34 Supernok-Kolbe, in: Fischer/Amort, Nachhaltigkeit und Recht, 2023,

S. 75–107, Rn 25 f.
35 Ruttloff et al., CCZ 2022, 20, 24; Vgl. LG München I, Urt. v. 10. 12.

2013 – 5 HK O 1387/10) – NZG 2014, S. 347.
36 Moosmayer/Lösler, Corporate Compliance | § 45. Revision, Rn. 112–116

–beck-online
37 Ruttloff et al., CCZ 2022, 20, 22.
38 BT-Drucksache 19/28649, S. 43.
39 Ruttloff et al., CCZ 2022, 20, 24.
40 Ruttloff/Kappler, in: Wagner/Ruttloff/Wagner, Das LkSG in der Unter-

nehmenspraxis, 2022, § 3 Rn. 488.
41 Ruttloff et al., CCZ 2022, 20, 23.
42 Ruttloff et al., CCZ 2022, 20, 23.
43 BT-Drucks. 19/28649, S. 43.
44 BT-Drucks. 19/28649, S. 43.
45 Ruttloff et al., CCZ 2022, 20, 24.
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glieds“47 zukommt.48 Um das zu gewährleisten, stehen der
Zuständigkeit „notwendige Hilfsmittel“49 zu, wie bspw. per-
sonelle Ressourcen.

Da die Ausgestaltung der betriebsinternen Zuständigkeit
nach dem LkSG gesetzlich nicht vorgegeben ist, besteht
auch die Möglichkeit, ein Komitee zur Überwachung des
LkSG-Risikomanagements zu errichten, in dem Personen
aus verschiedenen Bereichen zusammenkommen.50 Ein
ESG-Komitee ermöglicht eine horizontale Kommunikati-
on.51 Denn im Unternehmen gibt es in der Regel verschie-
dene ESG-Verantwortliche und nicht nur eine Person, wes-
halb eine Komitee-Funktion gerade in einem großen Kon-
zern von Vorteil sein kann. Da der Menschenrechtsbeauf-
tragte als Bindeglied52 gesehen werden kann, kann er auch
Teil eines ESG-Komitees sein, indem er dort verschiedene
Zuständigkeiten zusammenführt.53 Jedoch muss in einem
Komitee sichergestellt werden, dass der Grundsatz der kla-
ren Zuständigkeitszuteilung eingehalten wird.54

Auch auf der Geschäftsleitungsebene sollte sich ein Resort
mit der ESG-Thematik befassen.55 Hierfür kann ein eigen-
ständiges Resort bspw. als Chief Sustainability Officer
(CSO) als zentrale Stelle eingerichtet werden, um ESG-The-
men zu bündeln. Die Unternehmensleitung als Vertretung
des Unternehmens ist verantwortlich für die Pflichterfüllung
und muss somit den Menschenrechtsbeauftragten bzw. die
betriebsinterne Zuständigkeit überwachen.56

Im Rahmen der CSDDD gibt es keine expliziten Ausführun-
gen zur Festlegung einer betriebsinternen Zuständigkeit. Da
in Art. 5 CSDDD neben den Pflichten zur Ermittlung, Bewer-
tung, Verhinderung und Minderung von negativen Auswir-
kungen (Art. 5 Abs. 1 lit. b und c) auch Pflichten zur Überwa-
chung der Wirksamkeit vorgegeben werden (Art. 5 Abs. 1 lit.
g), liegt es nahe, auch im Rahmen der CSDDD operative Ver-
antwortlichkeiten sowie Verantwortlichkeiten für die Über-
wachung der ersten Linie festzulegen. Dazu kann auf den
durch das LkSG geschaffenen Strukturen aufgesetzt werden.

2. Dokumentation

Nach § 10 Abs. 1 LkSG gilt, dass die Erfüllung der Sorgfalts-
pflichten nach § 3 LkSG unternehmensintern fortlaufend zu
dokumentieren und dann mindestens sieben Jahre aufzube-
wahren ist. Diese Pflicht stellt die Grundlage der öffentlich-
rechtlichen Durchsetzung dar undkanndem Unternehmen als
Nachweis dienen, seiner Bemühenspflicht nachgekommen
zu sein.57 Auch von dieser gesetzlichen Bestimmung abgese-
hen ist eine gute Dokumentation über das Risikomanagement
und die Entscheidungen der Geschäftsleitung unerlässlich.58

Somit sollteauchdie Erfüllung derSorgfaltspflichten imRah-
men der CSDDD weiterhin dokumentiert werden, auch wenn
das Gesetz dazu keine Vorgaben enthält. Die Dokumentation
ist vor allem mit Blick auf die in der CSDDD verankerte zivil-
rechtlicheHaftungunerlässlich.59

3. Überwachung von Angemessenheit und
Wirksamkeit

Die Sorgfaltspflichten des LkSG müssen auf ihre Angemes-
senheit und Wirksamkeit hin überprüft werden (§ 3 Abs. 1
LkSG). Dies muss mindestens einmal jährlich stattfinden.
Zudem muss die Prüfung anlassbezogen stattfinden, wenn
das Unternehmen mit einer wesentlich veränderten oder we-
sentlich erweiterten Risikolage im eigenen Geschäftsbe-
reich oder beim unmittelbaren Zulieferer rechnen muss, et-

wa durch die Einführung neuer Produkte, Projekte oder ei-
nes neuen Geschäftsfeldes. Dabei sind auch Erkenntnisse
aus der Bearbeitung von Hinweisen nach § 8 Abs. 1 LkSG
zu berücksichtigen. Die Überwachung von Angemessenheit
und Wirksamkeit sollte durch die Menschenrechtsbeauf-
tragte vorgenommen werden (§ 4 Abs. 3 LkSG).

Die CSDDD sieht in Art. 15 eine Pflicht zur Überwachung
vor. Demnach sind die eigene Geschäftstätigkeit und Maß-
nahmen sowie die von Tochterunternehmen und Geschäfts-
partnern regelmäßig mit qualitativen und quantitativen Indi-
katoren zu bewerten. Ähnlich wie im LkSG geht es dabei
um die Bewertung der Angemessenheit und Wirksamkeit
der Ermittlung, Verhinderung, Minderung, Abstellung und
Minimierung des Ausmaßes der negativen Auswirkungen.
Der Richtlinien-Vorschlag der EU-Kommission im Rahmen
des Omnibus-Vereinfachungspaket sieht vor, dass regelmä-
ßige Überwachungshandlungen im Rahmen von Art. 15
Abs. 2 CSDDD nur noch alle fünf Jahre anstatt jährlich
durchzuführen sind.60

4. Entfallen: Verantwortung der Unternehmens-
leitung

Der ursprüngliche Kommissionsentwurf61 sah in Art. 25
Sorgfaltspflichten für die Unternehmensleitung vor. Die
Mitglieder der Unternehmensleitung sollten danach im bes-
ten Interesse des Unternehmens handeln, indem sie Nach-
haltigkeitsaspekte und auch deren Folgen für Menschen-
rechte, Klima und Umwelt bei ihren Entscheidungen beach-
ten. Zudem enthielt der von der EU-Kommission vorgese-
hene Art. 15 Abs. 3 eine Pflicht zur variablen Vergütung von
Unternehmensorganen für Maßnahmen, die den Klima-
schutz betreffen, wodurch die Erfüllung des Klimaplans di-
rekt mit der Umsetzung durch die entsprechenden Organe
verbunden war, und die Entscheidungen der Unternehmens-
leitung beeinflussen sollte.62 Diese Vorschläge wurden je-
doch nicht in die finale Version der CSDDD übernommen.

IV. Systeme

In diesem Handlungsfeld geht es um die Ablauforganisation
im Konzern, also um Prozesse, die notwendig sind, um die
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gesetzlichen Anforderungen operativ zu erfüllen.63 Dazu ge-
hören im Rahmen des LkSG und der CSDDD vor allem das
Risikomanagementsystem, das Beschwerdeverfahren sowie
ein Prozess zur Erstellung des externen Berichts. Entspre-
chende Systeme und Prozesse dürften in großen internatio-
nalen Konzernen bereits gruppenweit bestehen und müssen
in der Regel nicht erst aufgebaut werden.

1. Risikomanagement

Im Rahmen des LkSG und der CSDDD muss ein menschen-
rechtliches und umweltbezogenes Risikomanagementsys-
tem aufgebaut werden, welches sich an dem allgemeinen
Risikomanagementsystem orientieren kann.64 In diesem Un-
terkapitel wird das Risikomanagement nach LkSG und
CSDDD betrachtet. Ziel des Risikomanagements nach § 4
Abs. 2 LkSG ist es menschenrechtsbezogene und umweltbe-
zogene Risiken zu adressieren.65 In der CSDDD wird nicht
der Begriff des Risikos, sondern der der negativen Auswir-
kungen herangezogen.66

In klassischen Corporate-Governance-Systemen werden Ri-
siken im allgemeinen Risikomanagement und/oder dem
Compliance-Management-System adressiert.67 Im LkSG
und der CSDDD ist nicht vorgegeben, wo das Risikoma-
nagement anzusiedeln ist und ob es im Rahmen des Compli-
ance-Management-System, des allgemeinen Risikomanage-
ments oder gar in einem komplett neuen System etabliert
werden sollte.68 Deshalb sollte im Konzern das bestehende
Risikomanagement auf die Kompatibilität mit den LkSG-
bzw. zukünftig CSDDD-Anforderungen geprüft werden, um
dann zu entschieden, an welcher Stelle man es am besten
eingliedert. Dies dürfte für jedes Unternehmen individuell
sein, jedoch sollte es im Einklang mit der Gesamtstruktur
der vorhandenen Risikomanagementsysteme stehen.69

Das LkSG-Risikomanagement muss gemäß § 4 Abs. 1
LkSG angemessen und wirksam bezüglich der Risikolage
des Unternehmens sein. Demnach muss es in der Lage sein,
Risiken in der Lieferkette zu adressieren, die das Unterneh-
men nach § 4 Abs. 2 LkSG verursacht hat oder zu denen es
beigetragen hat. Der Verursachungsbeitrag ist dabei weit
und kausal zu verstehen.70 Zudem ist das Risikomanagement
nach § 4 Abs. 1 S. 2 LkSG in alle maßgeblichen Geschäfts-
abläufe zu verankern und muss demnach mit der operativen
Geschäftstätigkeit verknüpft werden. Der Ablauf des LkSG-
Risikomanagements lässt sich in einem Plan-Do-Check-
Act-Ablauf darstellen, wie es bei anderen wirksamen Ma-
nagementsystemen ebenfalls gegeben ist.71

Das aufgebaute LkSG-Risikomanagementsystem kann um
die CSDDD-Anforderungen erweitert werden, welche in
alle Bereiche des Risikomanagementsystems einbezogen
werden müssen.72

a) Risikoanalyse

aa) Risikoanalyse gemäß LkSG

Die Risikoanalyse ist die Grundlage für ein funktionierendes
Risikomanagement.73 Der Prozess der Risikoanalyse besteht
gemäß § 5 Abs. 1 bis 3 LkSG aus den drei Schritten Analy-
sieren (1), Bewerten und Priorisieren (2) sowie Kommuni-
zieren (3).74 Das LkSG definiert in § 2 Abs. 2 und 3 LkSG
Verstöße gegen Menschenrechte und die Umwelt.

Als Anhaltspunkt zur Umsetzung der LkSG-Risikoanalyse
dient die Handreichung des BAFA zur Risikoanalyse.75 Zur

Vorbereitung der Risikoanalyse muss Transparenz über Art
und Umfang der eigenen Geschäftstätigkeit geschaffen wer-
den.76 Im ersten Schritt sollen die Risiken im eigenen Ge-
schäftsbereich durch ein „Risk-Mapping“77 abstrakt betrach-
tet werden.78 Dieser Schritt ist vor allem dann sinnvoll, wenn
der Geschäftsbereich sehr groß ist und eine konkrete Be-
trachtung zunächst unzumutbar erscheint.79 Dazu sollte das
branchenspezifische und länderspezifische Risiko für die
Länder, in denen sich Standorte oder Produktionsstätten des
eigenen Geschäftsbereichs befinden, überprüft werden. Im
zweiten Schritt müssen dann konkrete Risiken im eigenen
Geschäftsbereich identifiziert, gewichtet und priorisiert
werden.80 Dies ist anhand der Kriterien aus § 3 Abs. 2 LkSG
vorzunehmen. Dazu sind als übergreifender Punkt und zur
Vorbereitung der Risikoanalyse die spezifische Art und der
Umfang der Geschäftstätigkeit zu betrachten und daraufhin
zu bewerten, ob dadurch ein höheres Risiko besteht.81 Als
spezifische Bewertungskriterien für die Einzelrisiken kom-
men dann die Eintrittswahrscheinlichkeit und die Schwere
der Verletzung sowie das Einflussvermögen des Unterneh-
mens und dessen Verursachungsbeitrag hinzu.82 Die Schwe-
re wird anhand des Grades, der Anzahl der Betroffenen und
der Unumkehrbarkeit des Risikos bewertet.83 Der Verursa-
chungsbeitrag wird daran gemessen, ob etwaiges Handeln
oder Unterlassen des Unternehmens Auswirkungen auf die
Verletzung einer Pflicht „erlaubt, ermöglicht oder moti-
viert“.84 Führt das Unternehmen zunächst eine abstrakte Be-
trachtung durch, liegt es nahe, die konkret Risikoanalyse nur
in den priorisierten Bereichen mit hohem Risiko durchzu-
führen, jedoch muss die konkrete Analyse schrittweise auch
auf die nicht priorisierten Bereiche ausgeweitet werden.85

Eine Priorisierung ist demnach nur dann vorzunehmen,
wenn nicht alle Risiken gleichzeitig adressiert werden kön-
nen.86

Nach § 5 Abs. 4 LkSG müssen in die Risikoanalyse auch In-
formationen und Berichte des Beschwerdeverfahrens aufge-
nommen werden. Somit muss ein Berichtsweg vom Be-
schwerdeverfahren zur Risikoanalyse bestehen.

Auch die Lieferanten des Unternehmens müssen nach § 3
Abs. 2 LkSG auf menschenrechtliche und umweltbezogene
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Risiken überwacht werden. Für die Risikoanalyse sollte zu-
nächst Transparenz über die Lieferkette und die Beschaf-
fungsstruktur hergestellt werden.87 Nach dem § 5 Abs. 1
LkSG muss die Risikoanalyse regelmäßig für unmittelbare
Zulieferer durchgeführt werden. Außerdem muss sie nach
§ 9 Abs. 3 bei mittelbaren Lieferanten durchgeführt werden,
wenn sog. substantiierte Kenntnis über ein Risiko besteht,
wenn bspw. durch das Beschwerdeverfahren ein Risiko be-
kannt wurde.

Erster Schritt der Risikoanalyse ist auch hier die abstrakte
Betrachtung.88 Dafür können die Beschaffungsländer und
Beschaffungskategorien, welche branchenspezifische Risi-
ken in sich bergen könnten, herangezogen werden. Im zwei-
ten Schritt sind dann die konkreten Risiken der Lieferanten
zu ermitteln, zu gewichten und zu priorisieren (parallel zur
Risikoanalyse im eigenen Geschäftsbereich).

Die identifizierten Risiken können in einer Heatmap darge-
stellt werden und sollten ins Risikoinventar aufgenommen
werden.89 Im Risikoinventar sind mindestens folgende An-
gaben zu machen: Risikobeschreibung, Verantwortlicher,
Gewichtung, Präventions- und Abhilfemaßnahmen. Die Ri-
siken müssen dann nach § 5 Abs. 3 LkSG dem zuständigen
Entscheidungsträger kommuniziert werden.90

Falls Risiken bei einem mittelbaren Lieferanten bekannt
werden, sollte geschaut werden, inwieweit sich dadurch die
Risikosituation der unmittelbaren Lieferanten verändert.91

Dieses anlassbezogene Vorgehen gilt auch bei Änderungen
der Geschäftstätigkeit. Es wird empfohlen, langfristig auch
Risiken von mittelbaren Lieferanten zu ermitteln, soweit
dies angemessen ist, da die CSDDD die Pflichten in der Lie-
ferkette ausweiten wird.92

bb) Risikoanalyse gemäß CSDDD

Die Risikoanalyse des Art. 8 CSDDD bezieht sich anders als
im LkSG nicht nur auf unmittelbare Lieferanten, sondern
umfasst die eigene Geschäftstätigkeit, die Geschäftstätigkeit
von Tochterunternehmen und – sofern sie mit der Aktivitäts-
kette in Verbindung stehen – die Geschäftstätigkeit aller di-
rekten und indirekten Geschäftspartner. Der Richtlinien-
Vorschlag der EU-Kommission im Rahmen des Omnibus-
Vereinfachungspaket sieht in Bezug auf die Risikoanalyse
vor, dass diese nur für direkte Geschäftspartner vorzuneh-
men ist und nur in bestimmten Fällen auch für indirekte Ge-
schäftspartner.93 Damit ähnelt der Vorschlag dem Vorgehen
des LkSG. Die CSDDD geht insofern weiter als das LkSG.
Zudem wird in Abs. 4 CSDDD gefordert, dass Informatio-
nen zu Geschäftspartnern vorrangig direkt bei dem Ge-
schäftspartner anzufordern sind, bei dem die negativen Aus-
wirkungen am wahrscheinlichsten auftreten. Der Richtli-
nien-Vorschlag der EU-Kommission im Rahmen des Omni-
bus-Vereinfachungspaket sieht vor, dass das Einholen von
Informationen von Geschäftspartnern mit weniger als 500
Mitarbeitern auf bestimmte Angaben beschränkt wird.94 Um
das Vorgehen der Risikoanalyse im Rahmen der CSDDD zu
konkretisieren, werden von der Kommission Handreichun-
gen erwartet.95 Art. 9 CSDDD ermöglicht ebenso wie im
LkSG eine Priorisierung von negativen Auswirkungen,
wenn nicht alle negativen Auswirkungen gleichzeitig ange-
gangen werden können. Als Kriterium werden hier wie im
LkSG die Schwere und Wahrscheinlichkeit der negativen
Auswirkung genannt.96 Zudem gehen aus der CSDDD wei-
tere Angemessenheitskriterien hervor, welche zu berück-
sichtigen sind.97 Dazu gehört zum einen der Verursachungs-

beitrag des Unternehmens, welcher sich danach bestimmt,
ob negative Auswirkungen vom Unternehmen allein, ge-
meinsam mit einem Tochterunternehmen oder einem Ge-
schäftspartner oder nur von einem Geschäftspartner verur-
sacht wurden. Zudem ist zu berücksichtigen, ob die negative
Auswirkung beim Tochterunternehmen, bei einem direkten
Geschäftspartner oder bei einem indirekten Geschäftspart-
ner auftritt und ob das Unternehmen in der Lage ist, Einfluss
zu nehmen. Die Kriterien stimmen teilweise mit den Ange-
messenheitskriterien des LkSG überein.98

b) Präventionsmaßnahmen

aa) Präventionsmaßnahmen im LkSG

Zum Risikomanagement gehört auch das Ergreifen entspre-
chender Präventionsmaßnahmen, wenn Risiken identifiziert
wurden. In § 6 Abs. 3 LkSG ist ein nicht abschließender
Katalog an Präventionsmaßnahmen verankert, welche un-
verzüglich zu ergreifen sind, wenn Risiken festgestellt
wurden.99 Dieser zählt neben der bereits bei der Strategie
erwähnten Grundsatzerklärung noch weitere Präventions-
maßnahmen auf. Dazu gehört die Entwicklung und Imple-
mentierung geeigneter Beschaffungsstrategien und Ein-
kaufspraktiken. Hier wird verdeutlicht, dass dem Einkauf
eine besondere Rolle als Vermittler zwischen Lieferkette
und Unternehmen zukommt.100 Deshalb sollten Leitlinien
für den Einkauf festgelegt werden, um schon vor der Be-
gründung von vertraglichen Beziehungen Risiken zu erken-
nen. Nach dem gleichen Prinzip, wie Vorgaben zu Preisen
oder Mengen gemacht werden, sollen den Einkaufsmitarbei-
tern demnach auch Vorgaben zur Beachtung von Risiken
gemacht werden. Zudem sind im eigenen Geschäftsbereich
in allen relevanten Bereichen Schulungen und Fortbildun-
gen durchzuführen, um die Menschenrechtsstrategie, wel-
che bspw. durch Verhaltensvorschriften umgesetzt wurde,
verständlich an die Bereiche heranzutragen.101 Außerdem
sollen risikobasierte Kontrollmaßnahmen durchgeführt wer-
den, um die Einhaltung und Umsetzung der Strategie und
der darin formulierten Erwartungen in alle wesentliche Ab-
läufe zu integrieren.102 Je nach Resultat der Kontrollen ist
eine Nachbesserung bestehender oder das Ergreifen neuer
Präventionsmaßnahmen erforderlich.
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96 Art. 9 Abs. 2
97 Art. 10 Abs 1 lit a–c; Art. 10 Abs 1 lit a–c CSDDD.
98 § 3 Abs. 2 LkSG.
99 Wagner/Wagner, in: Wagner/Ruttloff/Wagner, Das LkSG in der Unter-

nehmenspraxis, 2020, § 4 Rn. 675.
100 Wagner/Wagner, in: Wagner/Ruttloff/Wagner, Das LkSG in der Unter-

nehmenspraxis, 2022, § 4 Rn. 679.
101 Wagner/Wagner, in: Wagner/Ruttloff/Wagner, Das LkSG in der Unter-

nehmenspraxis, 2022, § 4 Rn. 681 ff.
102 Wagner/Wagner, in: Wagner/Ruttloff/Wagner, Das LkSG in der Unter-
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Für Risiken bei Lieferanten sieht das LkSG andere Präven-
tionsmaßnahmen als im eigenen Geschäftsbereich vor. Je-
doch wird es nur möglich sein, die Maßnahmen nach § 6
Abs. 4 LkSG umzusetzen, wenn entsprechende vertragliche
Vereinbarungen mit den Lieferanten bestehen.103 Zunächst
muss bereits bei der Lieferantenauswahl beachtet werden,
dass die Erwartungen des Unternehmens bzgl. Menschen-
rechte und Umwelt auch beim Zulieferer berücksichtigt und
umgesetzt werden.104 Dafür wird schon vor Vertragsschluss
überprüft, ob beim Lieferanten Risiken bestehen. In § 6
Abs. 4 Nr. 2 LkSG wird verlangt, dass der Lieferant eine
vertragliche Zusicherung darüber abgibt, die Erwartungen
des Unternehmens hinsichtlich Menschenrechte und Um-
welt einzuhalten und diese auch in seiner Lieferkette ent-
sprechend zu adressieren. Hier ist innerhalb bereits be-
stehender Verträge eine Anpassung notwendig, was aber der
Zustimmung der Lieferanten bedarf.105 Nach § 6 Abs. 4
Nr. 3 LkSG sind Fortbildungen und Schulungen für die Lie-
feranten erforderlich, um die vertraglichen Zusicherungen
besser umsetzen zu können. Auch dies bedarf zur Durchset-
zung einer Klausel im Vertrag. Des Weiteren müssen nach
§ 6 Abs. 4 Nr. LkSG Kontrollmechanismen vereinbart wer-
den, welche es den Unternehmen erlauben, beim Lieferanten
Kontrollen oder Audits vor Ort durchzuführen, was durch
eine entsprechende Auditierungsklausel ermöglicht werden
kann.106 Der Katalog des § 6 Abs. 4 ist ebenfalls nicht ab-
schließend.

bb) Präventionsmaßnahmen in der CSDDD

Die CSDDD enthält in Art. 10 Abs. 2 ebenfalls einen Maß-
nahmenkatalog, den Unternehmen erforderlichenfalls um-
setzen müssen, wenn potenzielle negative Auswirkungen
identifiziert wurden. Im Gegensatz zum LkSG wird bei be-
stimmten komplexen negativen Auswirkungen die Entwick-
lung und Umsetzung eines konkreten Präventionsaktions-
plans erwartet, der qualitative und quantitative Indikatoren
zur Messung von Verbesserungen enthält.107 Eine weitere
Präventionsmaßnahme ist die Einhaltung vertraglicher Zusi-
cherungen von Lieferanten.108 Diese vertraglichen Zusiche-
rungen müssen jedoch auf ihre Einhaltung hin überprüft
werden, beispielsweise durch eine unabhängige Überprü-
fung von Dritten.109 In Art. 18 CSDDD wurde verankert,
dass die EU-Kommission Leitlinien zu Mustervertragsklau-
seln erlassen wird. Zudem wird das Ergreifen notwendiger
finanzieller und nicht-finanzieller Investitionen zur Anpas-
sung oder Verbesserung von Prozessen oder der Infrastruk-
tur als Maßnahme aufgezählt.110 Zuletzt verdeutlicht beson-
ders die Maßnahme zur Vornahme erforderlicher Anpassun-
gen oder Verbesserungen des eigenen Geschäftsplans, der
Gesamtstrategien und der Geschäftstätigkeit, welche Aus-
wirkungen ESG-Risiken auf den gesamten Konzern und
dessen Strategie haben können.111

Kann eine negative Auswirkung nicht angemessen gemin-
dert oder verhindert werden, sieht die CSDDD bereits im
Rahmen der Präventionsmaßnahmen als letztes Mittel die
Beendigung der Geschäftsbeziehung mit dem Geschäfts-
partner vor, von dem die Auswirkung ausgeht.112 Diese
Maßnahme ist im LkSG nur als Abhilfemaßnahme und nicht
als Präventionsmaßnahme vorgesehen.113 Das Vorgehen ge-
mäß CSDDD sieht zunächst die Umsetzung eines verstärk-
ten Präventionsaktionsplans vor, durch welchen der Druck
durch das Unternehmen erhöht und die Geschäftsbeziehung
gegebenenfalls vorübergehend ausgesetzt wird.114 Wenn die
negativen Auswirkungen durch die Umsetzung des verstärk-

ten Präventionsaktionsplans nicht verhindert oder gemindert
werden können und es sich um eine schwerwiegende Aus-
wirkung handelt, ist als letztes Mittel die Geschäftsbezie-
hung zu beenden.115 Im Richtlinien-Vorschlag der EU-Kom-
mission im Rahmen des Omnibus-Vereinfachungspaket ent-
fällt die Maßnahme zur Beendigung der Geschäftsbezie-
hung.116

In der CSDDD wurden zudem gezielte Unterstützungs- und
Schutzmaßnahmen für Kleinstunternehmen sowie kleine
und mittlere Unternehmen (KMU) aufgenommen, die in Be-
rührung mit der CSDDD kommen.117

Darüber hinaus können Unternehmen in Zusammenarbeit
mit anderen Unternehmen Präventionsmaßnahmen ergrei-
fen, um ihre Fähigkeit zur Verhinderung negativer Auswir-
kungen zu verbessern.118

Die CSDDD ist in der Formulierung von Präventionsmaß-
nahmen vor allem, was die Umsetzung angeht, sehr konkret.

c) Abhilfemaßnahmen

aa) Abhilfemaßnahmen im LkSG

Ist aus einem Risiko eine tatsächliche menschenrechtsbezo-
gene oder umweltbezogene Verletzung entstanden, sind
nach § 7 LkSG unverzüglich Abhilfemaßnahmen zu ergrei-
fen. Dazu bedarf es der Kenntnis der Unternehmensleitung
oder einer verantwortlichen Stelle über die Verletzung.119

Bei den Abhilfemaßnahmen wird zwischen dem Geschäfts-
bereich im Inland und dem im Ausland unterschieden. Im
Inland müssen Abhilfemaßnahmen zur unverzüglichen Be-
endigung der Verletzung führen, was einen Erfolg der Maß-
nahme voraussetzt. Diese Erfolgspflicht widerspricht wegen
der Nähe des Unternehmens zur Verletzung nicht der Bemü-
henspflicht.120 Das Unternehmen kann selbst über Maßnah-
men wie bspw. Sanktionen entscheiden. Führt die Maßnah-
me nicht zur Beendigung, müssen weitere Maßnahmen er-
griffen werden. Im eigenen Geschäftsbereich im Ausland
müssen die Abhilfemaßnahmen nur „in der Regel“ zur Be-
endigung führen. Es kommt vor allem auf den Einzelfall an,
ob eine Nachbesserung der Maßnahmen einen Erfolg ver-
sprechen würde. Auch, wenn der eigene Geschäftsbereich
durch die Zurechnungsvorschrift des § 1 Abs. 3 i. V. mit § 2
Abs. 5 S. 2 LkSG erweitert wird, gilt diese Erleichterung für
ausländische Geschäftsbereiche.
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103 Wagner/Wagner, in: Wagner/Ruttloff/Wagner, Das LkSG in der Unter-
nehmenspraxis, 2022, § 4 Rn. 739.

104 Wagner/Wagner, in: Wagner/Ruttloff/Wagner, Das LkSG in der Unter-
nehmenspraxis, 2022, § 4 Rn. 740.

105 Wagner/Wagner, in: Wagner/Ruttloff/Wagner, Das LkSG in der Unter-
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nehmenspraxis, 2022, § 4 Rn. 750.
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117 Art. 10 Abs. 2 lit. e und Abs. 5 S. 3 CSDDD.
118 Art. 10 Abs. 2 lit. f CSDDD.
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nehmenspraxis, 2022, § 4 Rn. 691.
120 Wagner/Wagner, in: Wagner/Ruttloff/Wagner, Das LkSG in der Unter-

nehmenspraxis, 2022, § 4 Rn. 699; BT-Drucks. 19/28649, S. 48.
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Für Verletzungen beim Zulieferer muss die Abhilfemaßnah-
me nach § 7 Abs. 1 LkSG in der Regel zur Beendigung füh-
ren (parallel zum eigenen Geschäftsbereich im Ausland). Ist
eine Beendigung nicht in absehbarer Zeit möglich, dann ist
nach § 7 Abs. 2 LkSG ein Maßnahmenplan zur Beendigung
oder Minimierung der Verletzung aufzustellen. Dabei han-
delt es sich um eine „nachgelagerte Sorgfaltspflicht“, die
nur dann ergriffen werden muss, wenn unverzügliche Abhil-
fe nicht möglich ist.121 Die Beteiligung des Lieferanten an
der Erarbeitung des Maßnahmenkonzepts sollte vertraglich
festgelegt werden.122 Obendrein ist es möglich, auf den Zu-
sammenschluss mit einer Brancheninitiative zurückzugrei-
fen, um die Einflussmöglichkeit auf die Verletzung zu erhö-
hen. Für die Umsetzung der Maßnahmen sollte dem Liefe-
ranten ein konkreter Zeitplan mit Fristsetzungen vorgelegt
werden.123 Je nach Schwere der Verletzung kann es erforder-
lich sein, die Geschäftsbeziehung temporär auszusetzen.
Diese Konsequenz kann auch als Sanktionsmittel bei Nicht-
erfüllung der Maßnahmen genutzt werden. Ein Abbruch der
Geschäftsbeziehung nach § 7 Abs. 2 LkSG als Ultima Ratio
ist nur dann erlaubt, wenn es sich um eine sehr schwerwie-
gende Verletzung handelt und der Maßnahmenplan keine
Abhilfe erzielen konnte, wodurch alle milderen Mittel aus-
geschöpft wurden.124 Besonders bei Single-Source-Lieferan-
ten dürfte der Abbruch der Geschäftsbeziehung nur schwer
zu begründen und oftmals unverhältnismäßig sein.125 Auch
in die Risikoanalyse bei Lieferanten müssen Informationen
des Beschwerdeverfahrens aufgenommen werden (§ 5
Abs. 4, § 9 Abs. 3 LkSG). Dies schreibt auch Art. 6 Abs. 4
CSDDD-E vor. Außerdem sollen nach der CSDDD zur Er-
langung von Informationen über Risiken auch Konsultatio-
nen mit betroffenen Gruppen durchgeführt werden.

bb) Abhilfemaßnahmen in der CSDDD

Art. 11 Abs. 1 CSDDD schreibt vor, dass tatsächliche nega-
tive Auswirkungen abgestellt werden müssen. Können die
Unternehmen die tatsächlich negativen Auswirkungen nicht
sofort abstellen, ist sicherzustellen, dass das Ausmaß der
Auswirkung minimiert wird. In Art. 11 Abs. 2 CSDDD sind
entsprechende Maßnahmen enthalten, welche erforderli-
chenfalls zu ergreifen sind. Diese sind teilweise mit den Prä-
ventionsmaßnahmen identisch.126 Auch der Abbruch einer
Geschäftsbeziehung ist entsprechend der Präventionsmaß-
nahmen auch unter den Abhilfemaßnahmen vorgesehen.127

Über die Präventionsmaßnahmen hinaus geht jedoch die ex-
plizite Pflicht zur Neutralisierung oder Minimierung des
Ausmaßes der negativen Auswirkung entsprechend ihres
Schweregrades und der Beteiligung des Unternehmens.128

Außerdem ist als Abhilfemaßnahme die Leistung von Abhil-
fe vorgesehen, welche in Art. 12 geregelt ist.129 Demnach
muss das Unternehmen Abhilfe leisten, wenn es eine tat-
sächliche negative Auswirkung allein oder gemeinsam mit
anderen verursacht hat.130 Wurden tatsächliche negative
Auswirkungen allein von einem Geschäftspartner verur-
sacht, so kann das Unternehmen freiwillig Abhilfe leisten.131

Der Begriff „Abhilfe“ meint die Wiederherstellung des Zu-
stands, in dem sich die betroffene Person oder die betroffe-
nen Personen, die Gemeinschaften oder die Umwelt ohne
die eingetretenen tatsächlichen negativen Auswirkungen be-
finden würden, und die in einem angemessenen Verhältnis
zur Beteiligung des Unternehmens an den negativen Aus-
wirkungen stehen muss, unter anderem durch eine finan-
zielle oder nichtfinanzielle Entschädigung, die das Unter-
nehmen bereitstellt, und soweit zutreffend die Erstattung

jeglicher den Behörden durch die Abhilfemaßnahmen ent-
standenen Kosten.132

2. Beschwerdeverfahren

Der § 8 LkSG fordert die Einrichtung eines angemessenen
unternehmensinternen Beschwerdeverfahrens. Das Verfah-
ren muss nach § 8 Abs. 2 LkSG in einer öffentlich zugängli-
chen Verfahrensordnung schriftlich dargestellt werden. Die
zuständigen Personen müssen weisungsfrei sein und unpar-
teiisches Handeln gewährleisten (§ 8 Abs. 3 LkSG). Im
Übrigen muss das Beschwerdefahren nach § 8 Abs. 4 LkSG
für jedermann zugänglich sein.133 Um das zu ermöglichen,
muss das Unternehmen Informationen über die Erreichbar-
keit und die Zuständigkeit veröffentlichen. Außerdem ist die
Vertraulichkeit der Identität zu wahren und wirksamer
Schutz vor Benachteiligung oder Bestrafung aufgrund einer
Beschwerde zu gewährleisten. Es müssen Hinweise von be-
troffenen Personen oder Personen, die Verletzungen und Ri-
siken im eigenen Geschäftsbereich oder der Lieferkette fest-
gestellt haben, eingehen können. Art. 9 CSDDD fordert ein
ähnliches Verfahren, auf das betroffene Personen sowie Ge-
werkschaften und Organisationen der Zivilgesellschaft zu-
greifen können.

In internationalen Konzernen kann für das Beschwerdever-
fahren des LkSG und des CSDDD auf bereits bestehenden
Prozessen, welche zur Erfüllung der EU-Hinweisgeberricht-
linie134 aufgebaut wurden, zurückgegriffen werden. Außer-
dem führt der Anwendungsbereich des LkSG und der EU-
Hinweisgeberrichtlinie aufgrund von Überschneidungen da-
zu, dass manche Gesellschaften beiden Verfahren unterfal-
len, was eine Vereinheitlichung somit voraussetzt. Auch mit
Blick auf die CSDDD wird eine einheitliche Lösung ange-
messen sein.135 In der Literatur wird die Verknüpfung des
LkSG-Beschwerdeverfahrens und des EU-Hinweisgeber-
systems zu einem Verfahren als sinnvoll und angebracht
bewertet.136 Unternehmen müssen dann abgleichen, ob ihr
bestehendes Verfahren auch die Anforderungen von LkSG
bzw. zukünftig von der CSDDD erfüllt. Werden Lücken
identifiziert, muss das Verfahren angepasst werden. So ge-
hen aus Art. 14 Abs. 4 CSDDD weitreichende Befugnisse
des Beschwerdeführers hervor, welche im Beschwerde-
bzw. Meldesystem berücksichtigt werden müssen. Der Be-
schwerdeführer ist berechtigt, angemessene Folgemaßnah-
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135 BAFA, Handreichung Beschwerdeverfahren LkSG, 2023, S. 13.
136 Gehling/Ott/Lüneborg, CCZ 2021, 230, 238; Wagner/Wagner, in: Wag-

ner/Ruttloff/Wagner, Das LkSG in der Unternehmenspraxis, 2022, § 4
Rn. 673.
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men beim Unternehmen zu fordern, sich mit Vertretern des
Unternehmens zu treffen, um den Gegenstand seiner Be-
schwerde zu erörtern sowie eine Begründung über die Ein-
stufung seiner Beschwerde als begründet oder unbegründet
zu erhalten.137 Bei einer begründeten Beschwerde ist er zu-
dem berechtigt, Informationen über unternommene Maß-
nahmen und Schritte zu erhalten.

Ansonsten besteht im LkSG und in der CSDDD zudem die
Möglichkeit, sich an einem externen Beschwerdeverfahren
zu beteiligen.138

3. Externe Berichterstattung

Innerhalb der EU-Rechtsvorschriften CSRD und CSDDD
wird eine integrierte Berichterstattung angestrebt, was für
Unternehmen zu einer Erleichterung führt, da sie für die
CSDDD keinen gesonderten Bericht erstellen müssen.139

Im Gegensatz dazu fielen der CSRD- und der LkSG-Be-
richt bisher auseinander, da im Rahmen des LkSG ein ge-
sonderter Bericht veröffentlicht werden musste.140 Dieser
musste nach § 10 Abs. 2 LkSG in deutscher Sprache ver-
fasst sein und auf der Internetseite der Unternehmen ver-
öffentlicht werden. Grundlage für den Bericht ist ein Fra-
gebogen des BAFA, der die geforderten Inhalte abfragt.141

Durch das CSRD-Umsetzungsgesetz soll aber auch Art. 10
LkSG angepasst werden, wodurch der LkSG-Bericht im
Rahmen des CSRD-Berichts erfüllt werden kann, wenn
das Unternehmen auch unter die CSRD fällt.142 Das BAFA
pürft in diesen Fällen dann das Vorliegen des CSRD-Be-
richts. Das BAFA hat in diesem Zusammenhang bekannt
gegeben, dass es das Vorliegen der LkSG-Berichte erst-
mals zum 31. 12. 2025 überprüfen wird.143 Die verein-
fachte Berichtspflicht wurde schon länger diskutiert.144

Eine Zusammenführung des LkSG- und CSRD-Berichts
trägt insgesamt zu einer harmonisierten Berichterstattung
zwischen den Gesetzen bei. Die entsprechende Verab-
schiedung des CSRD-Umsetzungsgesetzes ist noch abzu-
warten. Zudem sieht der Richtlinien-Vorschlag der EU-
Kommission im Rahmen des Omnibus-Vereinfachungspa-
ket inhaltliche Änderungen an der CSRD vor.145

4. Konsultation von Interessenträgern

Zu Beginn der Einrichtung des Risikomanagementsystems
muss das Unternehmen nach § 4 Abs. 4 LkSG die Interessen
seiner Beschäftigten, der Beschäftigten innerhalb der Lie-
ferkette und derjenigen, die durch das Handeln des Unter-
nehmens innerhalb der Lieferkette betroffen sind, berück-
sichtigen. Denn nach dem LkSG spielt es keine Rolle, wie
sich Risiken auf „den geschäftlichen Erfolg eines Unterneh-
mens auswirken“,146 sondern wie sich die Unternehmenstä-
tigkeiten auf Interessen von Betroffenen auswirken, was ei-
ner „Inside-out-Perspektive“147 entspricht.148 Das setzt vo-
raus, dass die Interessen der betroffenen Gruppen berück-
sichtigt werden müssen.149 Jedoch wird in der Literatur an-
genommen, dass durch die Vorgabe des § 4 Abs. 4 keine An-
forderungen an die Unternehmen entstehen, die über die
sonstigen Sorgfaltspflichten hinausgehen, sondern nur die
oben genannte Risikoperspektive klargestellt wird.150 In der
Gesetzesbegründung zum LkSG wurde wiederum als Mög-
lichkeit zum Einbezug der Interessen ein Austausch mit den
identifizierten Betroffenen oder deren Interessenvertretun-
gen genannt, wobei entsprechende Kommunikationsgrund-
lagen für den Austausch geschaffen werden müssen.151

Die CSDDD setzt im Gegensatz zum LkSG auf eine stärkere
Einbindung der Stakeholder bei der Erfüllung der Sorgfalts-
pflichten.152 So verpflichtet die CSDDD in Art. 13 Unter-
nehmen dazu, geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um Inter-
essensträger wirksam in die Umsetzung aller Schritte der Er-
füllung ihrer Sorgfaltspflichten einzubeziehen. Auch die
Definition der Stakeholder geht über das LkSG hinaus. Der
Begriff Interessenträger umfasst die Beschäftigten des Un-
ternehmens und seiner Tochterunternehmen, Gewerkschaf-
ten und Arbeitnehmervertreter, Verbraucher sowie andere
Einzelpersonen, Gruppen, Gemeinschaften oder Einrichtun-
gen, einschließlich der Beschäftigten, Gewerkschaften und
Arbeitnehmervertreter der Geschäftspartner des Unterneh-
mens, nationaler Menschenrechts- und Umweltorganisatio-
nen, Organisationen der Zivilgesellschaft, deren Zwecke
den Schutz der Umwelt umfassen, und der rechtmäßigen
Vertreter dieser Personen, Gruppen, Gemeinschaften oder
Einrichtungen.153 Der Richtlinien-Vorschlag der EU-Kom-
mission im Rahmen des Omnibus-Vereinfachungspaket
sieht eine Anpassung der Definition für Interessensträger
vor, welche die Definition auf die relevanten Stakeholder re-
duziert.154 Zudem ist eine Reduzierung der Teilbereiche der
Sorgfaltspflichten, bei welchen Stakeholder einzubeziehen
sind vorgesehen.155

Den Interessensträgern sind umfassende und sachdienliche
Informationen zur Verfügung zu stellen.156 Zudem können
die Interessenträger zusätzliche relevante Informationen an-
fordern, welche das Unternehmen in einer angemessenen
Frist zur Verfügung stellen muss. Eine Ablehnung der Infor-
mationsanfrage muss schriftlich begründet werden. Jedoch
können für die Zwecke der Konsultation auch Industrieini-
tiativen bzw. Multi-Stakeholder-Initiativen unterstützend
genutzt werden.157
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europe/news/bundesregierung-vereinfacht-berichtspflicht-bei-lieferket
tengesetz/ (abgerufen am 29. 11. 2023); Zudem Hinweis auf Diskussio
nen zu den Berichtspflichten in der Regierungspressekonferenz vom
20. 9. 2023, im Wortlaut abrufbar unter Regierungspressekonferenz
vom 20. 9. 2023 (bundesregierung.de).

145 Europäische Kommission, Brüssel, 26. 2. 2025 COM(2025) 81 final.
146 BAFA, Handreichung Risikoanalyse LkSG, 2023, S. 8, https://www.ba

fa.de/DE/Lieferketten/Risikoanalyse/risikoanalyse_node.html (abgeru-
fen am 19. 11. 2023).

147 Walden, in: Depping/Walden, LkSG 2022, § 5, Rn. 9.
148 BAFA, Handreichung Risikoanalyse LkSG, 2023, S. 8.
149 Wagner/Wagner, in: Wagner/Ruttloff/Wagner, Das LkSG in der Unter-

nehmenspraxis, 2022, LkSG, § 4 Rn. 615.
150 Walden, in: Depping/Walden, Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz:

LkSG, 2022, § 4 Rn. 127; Spindler ZHR 2022, S. 82.
151 BT-Drucks. 19/28649, S. 44.
152 Bundesministerium für Arbeit und Soziales, Fragen & Antworten zur

Corporate Sustainability Due Diligence Directive (CSDDD), Frage 1,
2024, Fragen & Antworten zur Corporate Sustainability Due Diligence
Directive (CSDDD) – CSR.

153 Art. 3 Abs. 1 lit. n CSDDD.
154 Europäische Kommission, Brüssel, 26. 2. 2025 COM(2025) 81 final

S. 45, Tz. 2.
155 Europäische Kommission, Brüssel, 26. 2. 2025 COM(2025) 81 final,

S. 48 f. Tz. 7.
156 Art. 13 Abs. 2 CSDDD.
157 Art. 13 Abs. 6 CSDDD.

                            10 / 11



Sippel, Die Novelle des malaysischen Datenschutzrechts 5/2025 RIW 259

Gerade große internationale Konzerne sollten sich aufgrund
der Menge an möglichen Stakeholdern frühzeitig mit der
Implementierung eines Stakeholderdialogs befassen.

V. Weiche Faktoren

Neben der Anpassung von Strategie, Strukturen und Sys-
temen, spielen auch weiche Faktoren bei der Implementie-
rung von ESG-Maßnahmen eine Rolle.158 So sind konzern-
weit nachhaltigkeitsbezogene Werte einzuführen, welche
langfristig weiterentwickelt und gelebt werden. Außerdem
muss langfristig sichergestellt werden, dass der Konzern auf
Veränderungen und Neuerungen der ESG-Regulatorik rea-
gieren kann und somit anpassungsfähig bleibt. Im Bereich
des Personalwesens ist sicherzustellen, dass Fachwissen im
Hinblick auf ESG vorhanden ist und ggf. die Fähigkeiten
des Personals im Rahmen von Schulungen ausgebaut wer-
den. Dies zeigt auch die CSDDD, welche als Maßnahme un-
ter anderem die Tätigung von erforderlichen Investitionen
nennt, um operative Prozesse oder die Infrastruktur zu ver-
bessern.159 Zuletzt ist die von der Unternehmensführung vor-
gelebte Unternehmenskultur ausschlaggebend dabei, ob sich
das Unternehmen mit der ESG-Thematik identifizieren
kann.160

VI. Schluss

Die jüngeren gesetzgeberischen Aktivitäten im ESG-Be-
reich bringen insbesondere im Konzernverbund erheblichen
Prüfungs- und Anpassungsbedarf. Im Idealfall können be-
reits bestehende Systeme und Prozesse genutzt und entspre-
chend der gesetzlichen Vorgaben ergänzt und angepasst wer-
den. Dabei ist gerade in internationalen Konzernen besonde-
res Augenmerk auf klare Zuständigkeiten und Abläufe zu le-
gen. Die optimierten und angepassten Abläufe sind dabei
laufend auf ihre Wirksamkeit und Sinnhaftigkeit zu über-
prüfen und – nicht zuletzt aufgrund weiterer zu erwartender

gesetzgeberischer Aktivitäten – wie bspw. das Vereinfa-
chungspaket „Omnibus I“161 fortlaufend anzupassen.

Katrin Drodofsky, LL.M.
ist bei einem Wirtschaftsprüfungs- und Bera-
tungsunternehmen als Beraterin für ESG-The-
men tätig. Zuvor studierte sie Wirtschafts-
recht mit Fokus auf Legal Management an der
HTWG Konstanz. Sie verfügt unter anderem
über umfassende Kenntnisse in der Umset-

zung von LkSG-Pflichten in der Praxis.

Prof. Dr. jur. Oliver Haag
ist Professor für Wirtschaftsrecht an der
Hochschule Konstanz mit den Lehr- und Tä-
tigkeitsschwerpunkten Corporate Compli-
ance, Bürgerliches Recht, Handels- und Ge-
sellschaftsrecht sowie Arbeitsrecht. Zuvor
war er mehrere Jahre als Rechtsanwalt und

Chefsyndikus in der europäischen Luft- und Raumfahrtindustrie
vorwiegend mit nationalen und internationalen Unternehmens-
transaktionen, Restrukturierungen und Beteiligungsmanage-
ment beschäftigt. Neben seiner Tätigkeit als Hochschullehrer ist
er als Of Counsel einer auf Unternehmensrecht spezialisierten
Anwaltskanzlei für nationale und internationale Unternehmen
und Verbände sowie als Dozent in der Erwachsenenbildung tä-
tig. Er verfügt über langjährige Erfahrung als Beirat und Auf-
sichtsrat mittelständischer Unternehmen sowie umfangreiche
Beratungspraxis und Lehrerfahrung und hat zahlreiche Beiträge
zum Unternehmensrecht veröffentlicht.

Dr. Harald Sippel, M.B.A., Rechtsanwalt, Kuala Lumpur

Die Novelle des malaysischen Datenschutzrechts
– ein Praxisleitfaden für deutsche Unternehmen
in Malaysia

Mit der PDPA-Novelle 2024 führt Malaysia umfang-
reiche Änderungen ein, die Unternehmen – auch aus
Deutschland – zu sofortigem Handeln zwingen. Von
der Pflicht zur Benennung eines Datenschutzbeauf-
tragten über neue Meldepflichten bis hin zu emp-
findlichen Sanktionen: Der Beitrag bietet einen
kompakten Überblick und praxisnahe Empfehlungen
zur Umsetzung.

I. Einleitung

Malaysia hat mit der PDPA-Novelle 2024 (Personal Data
Protection Amendment Act 2024) seine Datenschutzvor-
schriften erheblich modernisiert. Diese Änderungen betref-

fen insbesondere Unternehmen, die in Malaysia tätig sind
oder dort Tochtergesellschaften unterhalten. Deutsche Un-
ternehmen mit Geschäftstätigkeit in Malaysia müssen sich
also auf neue Compliance-Anforderungen einstellen.

Die Reform des Personal Data Protection Acts (PDPA) zielt
darauf ab, die Rechenschaftspflichten der Unternehmen zu
erhöhen, Datenschutzverstöße konsequenter zu ahnden und
die grenzüberschreitende Datenübermittlung zu erleichtern.

Der Minister für Kommunikation und Multimedia hat be-
stimmt,1 dass die Änderungen durch die PDPA-Novelle

158 Supernok-Kolbe, in: Fischer/Amort, Nachhaltigkeit und Recht, 2023,
S. 75–107, Rn. 25 f.

159 Art. 10 Abs. 2 lit. c; Art. 11 Abs. 3 lit. d CSDDD.
160 Supernok-Kolbe, in: Fischer/Amort, Nachhaltigkeit und Recht, 2023,

S. 75–107, Rn. 25 f.
161 Europäische Kommission, Brussels, 26. 2. 2025 COM(2025) 80 final,

abrufbar unter: https://commission.europa.eu/document/download/0af
fa9a8-2ac5-46a9-98f8-19205bf61eb5_en?filename=COM_2025_80_
EN.pdf&prefLang=de.

1 In Malaysia ist es bei neuen Gesetzen und Gesetzesänderungen üblich,
dass der „zuständige Minister“ das Inkrafttreten eigenmächtig bestim-
men kann. Dies geschah auch hier.
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